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Bericht und Antrag 
des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

zu dem von den Abgeordneten Dr. Becker (Mönchengladbach), 
Dr. Narjes, von Bockelberg, Erhard (Bad Schwalbach) und Genossen 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes 
— Drucksache 7/4754 — 

A. Problem 

Zwischen der Deutschen Bundespost und der 'Privatwirtschaft 
bestehen Wettbewerbsverzerrungen bei der Überlassung und 
Unterhaltung von Fernsprech-Nebenstellenanlagen. Die Bun-
despost ist kraft ihrer hoheitlichen Funktion mit ihren Umsätzen 
nicht steuerpflichig. Sie hat deshalb Wettbewerbsvorteile, wenn 
sie Fernsprech-Nebenstellenanlagen an Kunden verkauft oder 
vermietet, die nicht zum Abzug der Vorsteuer berechtigt sind. 
Andererseits vergeben vorsteuerabzugsberechtigte Interessen-
ten ihre Aufträge vorzugsweise an die gewerblichen Unter-
nehmen der Privatwirtschaft, um die Möglichkeit des Vor-
steuerabzugs zu erhalten. Dadurch ist ein den Wettbewerb 
störender gespaltener Markt entstanden. 

B. Lösung 

Die Überlassung und Unterhaltung von Fernsprech-Nebenstel-
lenanlagen durch die Deutsche Bundespost wird der Umsatz-
steuerpflicht unterworfen. Gleichzeitig wird klargestellt, daß 
die Bundespost bei der Beförderung von Personen mit Kraft-
omnibussen steuerbare Umsätze tätigt. 

In Abänderung der Vorlage schlägt der Ausschuß vor, das In-
krafttreten des Gesetzes auf den 1. Januar 1977 festzulegen 



Drucksache 7/5400 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

und der Steuerpflicht die nach dem 31. Dezember 1976 ausge-
führten Umsätze zu unterwerfen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Die Steuerpflicht der Bundespost wird zu Mehreinnahmen bei 
der Umsatzsteuer führen. 
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A. Bericht des Abgeordneten Halfmeier 

Die Vorlage — Drucksache 7/4754 — wurde in der 
233. Sitzung des Deutschen Bundestages am 1. April 
1976 an den Finanzausschuß federführend und mit-
beratend an den Ausschuß für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen sowie an den Haus-
haltsausschuß überwiesen. Der Finanzausschuß hat 
über die Vorlage am 2. und 9. Juni 1976 beraten. 
Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen hat der Vorlage zugestimmt. Über 
eine abweichende Stellungnahme des Haushaltsaus-
schusses würde gesondert berichtet. 

Der Ausschuß begrüßt die Vorlage als weiteren 
Schritt zu einer wettbewerbsneutralen Umsatzbe-
steuerung. Durch die vorgesehene Umsatzsteuer-
pflicht für das Erstellen von Fernsprech-Nebenstel-
lenanlagen durch die Deutsche Bundespost werden 
die bisherigen Wettbewerbsvorteile der Post bei 
Leistungen an nicht zum Vorsteuerabzug berechtigte 
Abnehmer aufgehoben. Dadurch werden nach Mei-
nung des Ausschusses gleichzeitig die Vorausset-
zungen für die Beseitigung des in diesem Bereich 
bestehenden gespaltenen Marktes geschaffen. Denn 
auf Grund der neuen Umsatzbesteuerung eröffnen 
die genannten Leistungen der Bundespost den vor-
steuerabzugsberechtigten Interessenten in gleicher 
Weise die Möglichkeit zum Vorsteuerabzug wie die 
entsprechenden Leistungen der Unternehmen der 
Privatwirtschaft. 

Im Hinblick auf die grundsätzlich im Hoheitsbereich 
erfolgenden und deshalb im allgemeinen nicht 
steuerbaren Umsätze der Bundespost hält der Aus-

schuß auch die in der Vorlage enthaltene Klarstel-
lung über die Umsatzbesteuerung bei der Personen-
beförderung mit Kraftomnibussen für sinnvoll. Einer 
Erwähnung der Landkraftposten im Gesetzestext 
bedarf es allerdings nicht, da die Post den Betrieb 
mit Landkraftposten eingestellt hat. 

Nach Meinung des Ausschusses ist es erforderlich, 
entsprechend der bisherigen Handhabung eine An-
wendungsvorschrift in das Gesetz aufzunehmen (§ 27 
Abs. 6 UStG). Danach findet die Neuregelung erst-
mals auf nach dem 31. Dezember 1976 ausgeführte 
Umsätze Anwendung. Hierdurch soll der Bundes-
post eine angemessene Anpassungszeit eingeräumt 
werden. Im Hinblick auf diese Anpassungszeit wur-
de der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Änderungs-
gesetzes auf den 1. Januar 1977 festgesetzt. 

Gegenstand der Beratungen des Ausschusses war 
auch die Einbeziehung sonstiger Umsätze staatlicher 
Hoheitsträger in die Umsatzbesteuerung. Insbeson-
dere hat der Ausschuß erwogen, die von den Selbst-
abgabestellen der Sozialversicherungsträger ausge-
führten Umsätze — etwa bei der Lieferung von Bril-
len und Brillenteilen — der Steuerpflicht zu unter-
werfen. Angesichts der Vielschichtigkeit des Pro-
blems und im Interesse einer schnellen Verabschie-
dung der Vorlage hat der Ausschuß diese Über-
legungen jedoch zurückgestellt und von einer ent-
sprechenden Ergänzung des Entwurfs abgesehen. 

Namens des Ausschusses bittet der Berichterstatter, 
der Vorlage in der vom Ausschuß beschlossenen 
Fassung zuzustimmen. 

Bonn, den 14. Juni 1976 

Halfmeier 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 7/4754 — in der aus der anliegenden Zusam-
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 14. Juni 1976 

Der Finanzausschuß 

Frau Funcke 

Vorsitzende 

Halfmeier 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
des von den Abgeordneten Dr. Becker (Mönchengladbach), Dr. Narjes, 
von Bockelberg, Erhard (Bad Schwalbach) und Genossen eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes  
— Drucksache 7/4754 — 
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Umsatzsteuergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16. November 1973 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1681), zuletzt geändert durch Arti-
kel 39 des Haushaltsstrukturgesetzes vom 18. De-
zember 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 3091), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Beförderung von Personen mit Kraftomni-
bussen und Landkraftposten sowie die Überlas-
sung und Unterhaltung von Fernsprech-Neben-
stellenanlagen durch die Deutsche Bundespost 
gelten als gewerbliche oder berufliche Tätigkeit 
im Sinne dieses Gesetzes." 

2. § 4 Nr. 7 erhält folgende Fassung: 

„7. die auf Gesetz beruhenden Leistungen der 
Beförderungsunternehmer für die Deutsche 
Bundespost;". 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Umsatzsteuergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16. November 1973 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1681), zuletzt geändert durch Arti-
kel 39 des Haushaltsstrukturgesetzes vom 18. De-
zember 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 3091), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Beförderung von Personen mit Kraftomni-
bussen sowie die Überlassung und Unterhaltung 
von Fernsprech-Nebenstellenanlagen durch die 
Deutsche Bundespost gelten als gewerbliche oder 
berufliche Tätigkeit im Sinne dieses Gesetzes." 

2. unverändert 

3. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Die Vorschrift des § 2 Abs. 3 Satz 2 
ist auf Umsätze anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1976 ausgeführt werden." 

b) Die bisherigen Absätze 6 bis 16 werden Ab-
sätze 7 bis 17. 
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Entwurf 

Artikel 2 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1976 in Kraft.  

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 2 

unverändert 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1977 in Kraft. 


